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Bayerns „Laptop und Lederhosen“ war ges-
tern. Nun lockt Baden-Württemberg mit „Hei-
mat, Hightech und Highspeed“. Bei der 52.
Stallwächterparty der Landesvertretung in
Berlin warb Ministerpräsident Winfried Kret-
schmann (Grüne) vor 1500 Gästen am Don-
nerstagabend dafür, die „Chancen der Digitali-
sierung konsequent zu nutzen“. Das letzte gro-

ße Politfest vor der Sommerpause stand unter
dem Motto „GlobalDigital – Stallwächterpar-
ty 4.0“. Neben Landespolitikern wie Wirt-
schaftsminister Nils Schmid (SPD) und CDU-
Fraktionschef Guido Wolf begrüßte Kret-
schmann Gäste aus der EU und dem Bund, un-
ter anderem EU-Digitalkommissar Günther
Oettinger (Foto stehend links, mit Minister-

präsident Kretschmann), Kanzleramtsminis-
ter Peter Altmaier (beide CDU) und Grünen-
Chef Cem Özdemir. Die Party, bei der sich vie-
le Firmen aus dem Südwesten präsentieren,
soll etwa 240 000 Euro kosten. Ein Großteil
der Kosten wird von Sponsoren getragen, so
steuert der Internetkonzern Google 30 000
Euro bei. (klw) FOTO: FRANK OSSENBRINK

Baden-Württemberg wirbt mit „Heimat, Hightech und Highspeed“

STUTTGART - Auszubildende in sel-
tenen Lehrberufen haben in Baden-
Württemberg oft ein Problem: Müs-
sen sie für den Berufsschul-Blockun-
terricht auswärts schlafen, schießt
das Land bisher nur sechs Euro pro
Nacht hinzu. Springt der Ausbil-
dungsbetrieb nicht freiwillig ein,
bleiben einige der 12 500 Blockschü-
ler im Land auf dem Großteil der
Übernachtungskosten sitzen. Bei
den Tagessätzen in den 72 Jugend-
wohneinrichtungen von meist weit
über 30 Euro können die Ausgaben
schnell in die Tausende gehen. 

Das dürfte sich bald ändern: Noch
vor der Landtagswahl im kommen-
den März will die grün-rote Landes-
regierung den Zuschuss erhöhen.
Damit würde sie ein Versprechen
aus dem Koalitionsvertrag von 2011
einlösen – und wohl auch einer juris-
tischen Niederlage zuvorkommen.

Ein angehender Landschaftsbau-
er hatte gegen die Praxis des Landes
geklagt und im Juli 2014 vor dem
Stuttgarter Verwaltungsgericht
Recht bekommen. Die Richter sahen
den Azubi wegen der hohen Kosten
in der freien Berufswahl einge-
schränkt, die Festsetzung auf sechs
Euro sei „nicht ansatzweise ersicht-
lich“.

Das Gericht verwies auf Bayern:
Bei dortigen Blockschülern trägt der
Freistaat vier Fünftel der Unterbrin-
gungs- und Verpflegungskosten. Da-
mit bleiben nur etwa sechs Euro am
Azubi hängen: Das erschien dem Ge-
richt als „angemessen“.

Kosten in Millionenhöhe

Doch das beklagte Kultusministeri-
um ging in Revision: Jetzt liegt das
Ganze beim Verwaltungsgerichtshof
in Mannheim. Nachdem das Ministe-
rium zunächst dessen Urteil abwar-
ten wollte, kündigte ein Sprecher

nun aber „konstruktive Gespräche“
über eine Einigung an. Das könnte
teuer werden: Schon jetzt kostet das
Jugendwohnen das Haus direkt
5,2 Millionen Euro, außerdem
schießt das Land 1,3 Millionen an die
Wohnheimbetreiber zu. Eine Ent-
scheidung würde diese Summe auf
jeden Fall erhöhen.

Land sieht Betriebe in der Pflicht

Die Landesregierung habe für die
Zeit nach der Sommerpause neue
Gespräche in Aussicht gestellt, be-
stätigt Stefan Baron vom baden-
württembergischen Handwerkstag
(BWHT). Denn das Land will auch
die Betriebe in die Pflicht nehmen.
Die Regierung setzte bisher auf eine
Drittellösung: Jeweils ein Drittel
sollten Land, Azubi und Ausbil-
dungsbetrieb beisteuern. Für Baron
ist das nicht haltbar: „Unsere Betrie-
be übernehmen bei vielen Auszubil-
denden schon deren Anteil. Damit

wären wir ja praktisch bei zwei Drit-
tel/ein Drittel“. 

Die Regierungsfraktionen halten
dagegen: „Die Betriebe müssen ihren
Beitrag leisten“, betont der Konstan-
zer Grünen-Abgeordnete Siegfried
Lehmann. Am 25. April hatten die
Fraktionen von SPD und Grünen Ex-
perten angehört. Dabei war klar ge-
worden, dass die Innungen sehr un-
terschiedlich mit dem Thema umge-
hen: Manches Gewerk übernimmt
die Unterbringung komplett, andere
Branchen nichts. Und auch auf Lan-
desseite ist es kompliziert, da für die
duale Ausbildung sowohl Kultus-
(Schule) als auch Wirtschaftsminis-
terium (Betrieb) zuständig sind.

Doch Lehmann gibt sich zuver-
sichtlich. Er gehe davon aus, „dass
wir eine Lösung mit der Wirtschaft
hinbekommen.“ Da er dem nächsten
Landtag nicht mehr angehört, bleibt
Lehmann nur noch die Umsetzung
bis März.

Azubis können bald günstiger wohnen

Von Klaus Wieschemeyer
●

Unterkünfte bei Blockunterricht: Land und Betriebe verhandeln wegen höherer Zuschüsse

ROTTWEIL - Sie nennen sich wahl-
weise Germaniten oder Reichsbür-
ger, vertreten den Standpunkt, die
Bundesrepublik sei kein rechtmäßi-
ger Staat und wollen deshalb einen
Staat im Staat einrichten. Danach le-
ben sie und lehnen jegliche staatli-
chen Autoritäten und Vorschriften
ab: Regierungen, Behörden, Gerich-
te, Polizisten, Gesetze. Wozu das füh-
ren kann, hat jetzt ein in dieser Form
bisher einmaliger Fall vor dem Land-
gericht Rottweil gezeigt.

Es ging um einen Anhänger der
Germantiten, der – gemäß seiner
Ideologie – in Horb ein Verkehrs-
schild missachtet hatte und eine Ein-
bahnstraße in entgegengesetzter
Richtung befuhr. Als ihm der Stadt-
sheriff einen Strafzettel präsentierte,
kam es zu Handgreiflichkeiten, die
erst drei herbeigerufene Polizisten
beenden konnten. Auch die vom
Horber Amtsgericht verordnete
Geldstrafe von 2025 Euro wegen Wi-
derstandes gegen Vollzugsbeamte
und vorsätzlicher Körperverletzung
akzeptierte der aus Schwäbisch Hall
stammende Mann nicht.

So kam es zur Berufungsverhand-
lung in Rottweil und zu bizarren Sze-
nen: Der Angeklagte und drei seiner
Gesinnungsgenossen brachten eine
Stoffpuppe mit, drapierten sie vor
dem Gerichtssaal und erklärten sie
per Schild zur „juristischen Person“.

Mit der, so erklärte der Beschuldigte,
habe er nichts zu tun. Er zweifelte die
Kompetenz von Richter Wolfgang
Heuer an, überhaupt Recht sprechen
zu dürfen und fordert ihn auf, sich
erst einmal auszuweisen. Heuer ließ
sich auf keinerlei Diskussionen ein
und machte kurzen Prozess: Der An-
geklagte sei zwar körperlich anwe-
send, gab er zu Protokoll, weigere
sich aber an der Verhandlung teilzu-
nehmen. Das bedeute juristisch,
dass er überhaupt nicht erschienen
oder unentschuldigt ferngeblieben
sei. Das habe die Konsequenz, dass
die Berufung abgewiesen werden
müsse. Damit schloss der Richter
die Verhandlung noch bevor die
Staatsanwältin die Anklage verle-
sen konnte.

Die Germaniten zogen ab, ließen
allerdings die „juristische Person“
zurück. Heuer kündigte an, sie eine
Woche lang zu verwahren und sie
dann vernichten zu lassen, wenn sie
nicht abgeholt werde. Der Angeklag-
te hat jetzt noch die Möglichkeit,
beim Oberlandesgericht Stuttgart
Revision einzulegen. Das müsste
sich dann mit einem Fall befassen,
den es bisher nach Ansicht von Ex-
perten so in Baden-Württemberg
noch nicht gab.

Schon mehrere Prozesse

Der Angeklagte in Rottweil war nicht
der erste Germanite, der sich vor ei-
nem deutschen Gericht verantwor-
ten musste: Im Februar 2014 wurde
der Mitbegründer Germanitiens in

einem Betrugsprozess um die Finan-
zierung von Blockheizkraftwerken
vor dem Landgericht Nürnberg zu
fünfeinhalb Jahren Haft verurteilt. Er
hatte sich vergeblich auf einen an-
geblichen Diplomatenstatus beru-
fen. 

In einem weiteren Fall in Schorn-
dorf (Rems-Murr-Kreis) mussten
Polizisten 2012 einen wegen Beleidi-
gung angeklagten Germaniten ge-
waltsam in den Gerichtssaal bringen.
Der Mann gab zu Protokoll, dass er
das Gericht nicht anerkenne. Zu ei-
ner Geldstrafe verurteilt wurde er
trotzdem. Und in Neu-Ulm musste
sich 2013 eine Frau wegen Betrug
verantworten, weil sie germaniti-
sche Führerscheine ausgestellt hatte
– gegen Gebühr, versteht sich. 

Gesetze aus einer anderen Welt
Landgericht Rottweil zeigt der Germaniten-Bewegung die Grenzen auf

Germaniten betrachten sich als
Angehörige eines unabhängigen
Staates. FOTO: ARCHIV

Von A. Lothar Häring 
und Ulrich Mendelin

●

FELLBACH (lsw) - CDU-
Spitzenkandidat Guido
Wolf (CDU, Foto: Rase-
mann) hat die Förderung
der grün-roten Landes-
regierung für Öko-Betriebe
als unfair kritisiert. „Es
kann nicht sein, dass
90 Prozent der Bauern, die
konventionelle Landwirtschaft
betreiben, benachteiligt werden“,
sagte der CDU-Fraktionschef am
Donnerstag in Fellbach (Rems-
Murr-Kreis). Er forderte bei der
Mitgliederversammlung des Lan-
desbauernverbandes eine faire
Förderung für alle Bauern im Süd-
westen. Agrarminister Alexander
Bonde (Grüne) konterte vor rund
300 Zuhörern: „Wir wollen, dass
unsere Landwirte vom anhaltenden
Bio-Boom profitieren.“

Die hohe Unterstützung für
ökologische Betriebe sei „Öko-
Dirigismus pur“, sagte Wolf. FDP-
Fraktionschef Hans-Ulrich Rülke
argumentierte ähnlich: Der Land-
wirt sei ein freier Unternehmer und
kein „bürokratisch gegängelter
Antragsteller“. Auch der Präsident
des Landesbauernverbandes, Joa-
chim Rukwied, kritisierte, bei der

Unterstützung der kon-
ventionellen Betriebe gebe
es ein Defizit. 

Bonde sagte hingegen,
ein Großteil der Agrar-
förderprogramme sei für
konventionelle Landwirte
mit hohen Umweltstan-
dards nutzbar. Der Natur-

schutzverband Nabu befürwortet
ebenfalls die Ökologisierung der
Landwirtschaft: Die attraktiven und
vielfältigen Kulturlandschaften im
Land könnten nur erhalten werden,
wenn die Agrarförderung am Na-
tur- und Umweltschutz ausgerichtet
werde, teilte Nabu-Landeschef
Andre Baumann mit. Der SPD-
Landtagsabgeordnete Thomas
Reusch-Frey warnte davor, dass
man zurückfalle in ein Gegeneinan-
der zwischen ökologischer und
konventioneller Landwirtschaft. 

Seit 2012 greift der Aktionsplan
„Bio aus Baden-Württemberg“
Bauern, die biologisch anbauen,
finanziell unter die Arme. 2014 lag
laut Bonde der Anteil der Öko-
Anbauflächen an der gesamten
Landwirtschaft im Südwesten bei
8,8 Prozent, in diesem Jahr würden
es voraussichtlich 9,5 bis 10 Prozent. 

Kurz berichtet
●

Wolf: Grün-rote Förderung 
für Bio-Bauern ist „unfair“

Oberschwabenkaserne soll
Heim für Flüchtlinge werden
HOHENTENGEN (sz) - In die ehe-
malige Oberschwabenkaserne in
Hohentengen könnten bald bis zu
200 Asylbewerber einziehen. Der
Landkreis Sigmaringen möchte
dafür ein Kompaniegebäude auf
dem ehemaligen Bundeswehrareal
mieten. Auf dem Gelände wird
gerade ein „Europäischer Erlebnis-
und Gewerbepark für Erneuerbare
Energien“ (Ehoch4) geplant. „Wir
müssen gemeinsam zu der sozialen
Verantwortung für die Flüchtlinge
stehen, aber gleichzeitig darf die
Realisierung des Ehoch4-Projekts
nicht gefährdet werden“, sagt der
Geschäftsführer des Gewerbeparks,
Jürgen Gaugel. Er will die Ent-
scheidung in enger Abstimmung
mit der Gemeinde Hohentengen
fällen.

Krankenhausgesetz erntet
Widerspruch im Südwesten
STUTTGART (epd) - Der neu ge-
wählte Vorsitzende der Baden-
Württembergischen Krankenhaus-
gesellschaft (BWKG), der Heil-
bronner Landrat Detlef Piepenburg,
hat die auf Bundesebene geplante
Krankenhausreform scharf kriti-
siert. Sie würde die Kliniken im
Südwesten jährlich 125 Millionen
Euro kosten und wäre „ein Per-
sonalkürzungsgesetz“, sagte Pie-
penburg am Donnerstag nach An-
gaben der BWKG. Auch Landes-
Gesundheitsministerin Katrin Alt-
peter (SPD) forderte Korrekturen
an dem Gesetzentwurf. Wenn er
wie geplant umgesetzt werde, drohe
weiterer Personalabbau an Kliniken,
warnte die Ministerin.

Landesfamilienrat fordert
mehr Bildungsangebote 
STUTTGART (epd) - Familien brau-
chen nach Ansicht des Landes-
familienrats verlässliche und er-
schwingliche Bildungsangebote für
alle möglichen Lebenslagen. Der
Vorsitzende Jürgen Rollin forderte
dafür am Donnerstag zum Auftakt
des ersten Kongresses „Familien-
bildung. Alle gewinnen“ mehr Geld
von der öffentlichen Hand.

Syrienkämpfer aus Singen:
Zweifel an Todesmeldung
SINGEN (lsw/sz) - Der Islamist
Valdet Gashi aus Singen (Landkreis
Konstanz) ist entgegen früherer
Berichte womöglich doch noch am
Leben. Die Terrormiliz „Islamischer
Staat“ habe einen deutschen Ex-
Kickbox-Weltmeister gefangen
genommen, der sich in Nordsyrien
aus den Reihen der Extremisten
absetzen wollte, berichtete die
Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte am Donnerstag. Es
gebe widersprüchliche Angaben
darüber, ob Valdet Gashi getötet
worden oder noch am Leben sei.
Die „Schwäbische Zeitung“ hatte in
der Donnerstagsausgabe berichtet,
der 29-Jährige sei in Syrien ums
Leben gekommen. Dies hatte Gashis
jüngerer Bruder über das soziale
Netzwerk Facebook mitgeteilt.
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Verena Bentele (33, Foto: Angelika
Banzhaf), Beauftragte der Bundes-
regierung für die Belange behinder-
ter Menschen, hat zum zweiten Mal
die Schirmherrschaft für die „Ge-
schwisterzeit“ übernommen. Bei
der Aktion stehen Geschwister von
chronisch kranken oder behinder-
ten Kindern im Mittelpunkt. Zu den
Kooperationspartnern gehört das
Ravensburger Spieleland in Me-
ckenbeuren (Bodenseekreis). Dort-
hin sind am 20. September Familien
eingeladen, in denen ein Kind mit
schwerer Erkrankung oder Behin-
derung und Geschwisterkinder
leben. Geschwister-Kinder müssten
für ihre behinderten Brüder und
Schwestern stets Verantwortung
übernehmen, sagte Bentele. Am
Geschwistertag könnten alle ge-
meinsam einen fröhlichen Tag
erleben. (ab)

Leute
●

Gegründet wurde der „freie und
unabhängige Staat Germanitien“
im Dezember 2010 von einer Frau,
die sich als Justizopfer fühlte.
Weitere Mitglieder traten aus
ähnlichen Gründen ein. Zeitweise
war die „Botschaft“ des Pseudo-
Staates in Westerheim (Alb-Do-
nau-Kreis) angesiedelt.
Für Germaniten ist Deutschland
kein vollwertiger Staat, und sie
bilden „provisorische Reichs-
regierungen“. Für sie besteht das
Land in den Grenzen von 1937

fort. Gegen den Vorwurf, am rech-
ten Rand zu agieren, wehren sie
sich trotzdem. Die Germaniten
beharren darauf, ein Staat zu sein
und geben eigene Papiere wie
Führerscheine oder auch eigene
Kennzeichen für Autos heraus.
Auch verschicken sie flächen-
deckend Briefe „auf besondere
Anordnung der Reichsregierung
und des Reichsgerichts“ an Schu-
len. Zudem sollen kostenpflichtige
„Diplomatenkurse“ angeboten
worden sein. (här)

Die Germaniten und ihre Ideologie
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